
Die wichtigsten Daten zur 
Verfassungsentwicklung

1841

Die von König-Groß-
herzog Wilhelm II. 
erlassene Charta ist 
eine Ständeverfassung, 
sichert aber minimale 
Grundrechte.

1848

Die nach der Revolution 
von einer verfassungs-
gebenden Versammlung 
erarbeitete liberale Verfas-
sung kopiert weitgehend 
das belgische Vorbild: 
Gewaltentrennung, Erwei-
terung der Grundrechte, 
Zensuswahlrecht.

1856

Erlassung einer Verfassung 
durch Wilhelm III. per Staats-
streich nach den reaktionären 
Vorstellungen des Deutschen 
Bundes: Rückkehr zur Stände-
versammlung, Einführung eines 
vom Großherzog ernannten 
Staatsrats, Einschränkung der 
Grundrechte.

1868

Nach Auflösung des Deut-
schen Bundes: Rückkehr zur 
liberalen Verfassung, Bei
behaltung des Staatsrats.

1919

« La puissance souveraine réside 
dans la Nation. » (Art. 52);  
Der Großherzog hat nur die 
per Verfassung aufgetragenen 
Rechte; Einführung des Verbots 
von Geheimverträgen sowie 
des allgemeinen Wahlrechts für 
Männer und Frauen; Aufteilung 
in vier Wahlbezirke.

1948

Der Luxemburger Staat wird als frei, unabhängig 
und unteilbar definiert; die Grundrechte werden um 
Gewerkschafts- und Gewerbefreiheit sowie das Recht 
auf soziale Sicherheit und Schutz der Gesundheit 
erweitert; die Rolle des Staates in Erziehungsfragen 
wird präzisiert; der Sprachgebrauch soll per Gesetz 
geregelt werden; die parlamentarische Demokratie 
wird definiert; das Wahlalter wird auf 21 Jahre her-
abgesetzt.

1956

Legislative, Exekutive und 
Judikative können durch 
Vertrag zeitweise an interna-
tionale Gremien abgegeben 
werden.

1956

In allen Bezirken wird am 
gleichen Tag gewählt. 

1972

Das Wahlalter wird auf  
18 Jahre herabgesetzt.

1979

Die Bestimmungen über 
die Gemeinden und deren 
Verwaltung werden neu 
geregelt.

1988

Die Zahl der Abgeordneten wird 
auf 60 festgelegt.

1989

Die Ernennung der Richter 
auf Lebenszeit wird durch das 
Prinzip der Unabsetzbarkeit 
ersetzt.

1994

Ausländern können per 
Gesetz politische Rechte 
zuerkannt werden; ihr 
kommunales Wahlrecht soll 
per Gesetz geregelt werden.

1996

Durch Schaffung eines Verwaltungs- 
und Verfassungsgerichts werden 
die Befugnisse des Staatsrats 
eingeschränkt.

1998

Die Rolle des Großherzogs wird neu 
definiert: Er gilt nicht mehr als ‚heilig’, 
jedoch als unantastbar; der Staat wird 
als demokratisch definiert.

1999

Die Todesstrafe wird abgeschafft.

1999

Die Freiheiten des Individuums 
werden neu definiert.

1999

Ausländer dürfen bestimmte, vom 
Gesetz vorgesehene Staatsämter 
bekleiden. 

2003

Die Prozedur zur Verfassungs
revision wird vereinfacht.

2004

Die Ausführungsbestimmungen 
für Großherzog und Regierung 
werden neu geregelt.

2006

Die Immunität der Abgeordne-
ten wird begrenzt.

2006

Die Förderung der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter gilt 
als neues Staatsziel.

2007

Die Enteignungsprozedur wird 
abgeändert.

2007

Der Umweltschutz wird zur Staats-
aufgabe erklärt.

2008

Die Rolle der Parteien im demokrati-
schen Prozess wird anerkannt.

2009

Die Rolle des Großherzogs bei 
der Gesetzgebung wird auf die 
Promulgation ohne Sanktion 
beschränkt.

2017

Die Sondervollmachten von 
Großherzog und Regierung im 
Krisenfall werden ausgedehnt.
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